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Allgemeine Geschäftsbedingungen (AGB’s) (Stand: Dezember 2011) 

1. Allgemeines 

Die folgenden Allgemeinen Geschäftsbedingungen dieses Webshops (AGB Webshop) gelten für alle Kaufab-
schlüsse zwischen dem Verkäufer Henry Thiel, Bäckergang 4, 29576 Barum und dem Käufer, die über den Web-
shop des Verkäufers unter www.bikesport-events.de getätigt werden. 

Diese AGB gelten sowohl gegenüber Verbrauchern als auch gegenüber Unternehmern. 

Allgemeine Geschäftsbedingungen des Kunden werden nicht Vertragsbestandteil. 

2. Vertragsschluss und Zahlungsbedingungen 

Die Konditionen für sämtliche Leistungen des Verkäufers sind freibleibend und unverbindlich. Dies gilt auch für 
sämtliche Darstellungen von Waren und Leistungen sowie Produktbeschreibungen im Webshop des Verkäufers. 
Eine solche Darstellung stellt eine unverbindliche Aufforderung an den Kunden dar, ein verbindliches Angebot 
des Verkäufers einzuholen. Technische sowie sonstige Änderungen in Form, Farbe oder Gewicht bleiben im 
Rahmen des Zumutbaren vorbehalten. 

Der Kunde kann aus dem Sortiment des Verkäufers Produkte auswählen und per Email-Kontakt ein verbindliches 
Angebot für diese anfordern. 

Der Verkäufer übersendet anschließend dem Kunden per Email ein verbindliches Angebot unter Berücksichtigung 
der Versandkosten, dass der Kunde per Email bestätigen muss. 

Die Bezahlung erfolgt per Nachnahme oder per Vorauskasse auf das Konto des Verkäufers. Bei Vorauskasse: 
Der Versand erfolgt nach Zahlungseingang. Barzahlung bei Abholung ist ebenfalls möglich. 

Bei Überweisungen aus dem nichteuropäischen Ausland, insbesondere der Schweiz und Liechtenstein, sind alle 
Bankspesen vom Kunden zu übernehmen. Werden dem Verkäufer dennoch bei Zahlungseingang Bankspesen 
berechnet, so werden dem Kunden diese nachträglich in Rechnung gestellt. 

3. Lieferung, Warenverfügbarkeit 

Sind zum Zeitpunkt der Bestellung des Kunden keine bzw. weniger als die gewünschte Menge des von ihm aus-
gewählten Artikels verfügbar, so teilt der Verkäufer dem Kunden dies unverzüglich mit. 

Ist das Produkt dauerhaft nicht lieferbar, kommt in diesem Fall ein Kaufvertrag nicht zustande. Ist das vom Kun-
den in der Bestellung bezeichnete Produkt nur vorübergehend nicht verfügbar, teilt der Verkäufer dem Kunden 
dies unverzüglich per Auftragsbestätigung mit. Bei einer Lieferungsverzögerung von mehr als drei Wochen hat 
der Kunde das Recht, vom Vertrag zurückzutreten. Im Übrigen ist in diesem Fall auch der Verkäufer berechtigt, 
sich vom Vertrag zu lösen. Der Verkäufer wird dann eventuell bereits geleistete Zahlungen des Kunden unverzüg-
lich erstatten. 

Der Verkäufer bietet keine Produkte zum Kauf durch Minderjährige an. Auch Produkte für Kinder können nur von 
Erwachsenen gekauft werden. 

4. Widerrufsrecht 

Der Verbraucher hat das Recht, seine auf den Abschluss des Vertrages gerichtete Willenserklärung innerhalb von 
zwei Wochen nach Eingang der Ware zu widerrufen. Der Widerruf muss keine Begründung enthalten und ist in 
Textform oder durch Rücksendung der Ware gegenüber dem Verkäufer zu erklären; zur Fristwahrung genügt die 
rechtzeitige Absendung. Die Kosten der Rücksendung sind vom Verbraucher zu tragen, es sei denn, die geliefer-
te Ware entspricht nicht der bestellten Ware. 

Das Widerrufsrecht ist ausgeschlossen bei der Lieferung von Waren, die nach Spezifikationen des Verbrauchers 
angefertigt wurden oder eindeutig auf dessen persönliche Bedürfnisse zugeschnitten sind. 

Der Verbraucher hat Wertersatz für eine durch die bestimmungsgemäße Ingebrauchnahme der Ware entstande-
ne Verschlechterung zu leisten. Der Verbraucher darf die Ware vorsichtig und sorgsam prüfen, wie dies im La-
dengeschäft möglich wäre. Den Wertverlust, der durch die über die reine Prüfung hinausgehende Nutzung dazu 
führt, dass die Ware nicht mehr als "neu" verkauft werden kann, hat der Verbraucher zu tragen. Der Verbraucher 
kann die Wertersatzpflicht vermeiden, indem er die Ware nicht wie ein Eigentümer in Gebrauch nimmt und alles 
unterlässt, was deren Wert beeinträchtigt. 

5. Vergütung 

Die angebotenen Preise sind bindend. Die gesetzliche Umsatzsteuer ist im Preis enthalten bzw. wird bei Rech-
nungsstellung gesondert ausgewiesen. 

Die entsprechenden Versandkosten werden dem Kunden im verbindlichen Angebot des Verkäufers angegeben 
und sind vom Kunden zu tragen. 

Ist der Kunde Verbraucher, sind Preisänderungen zulässig, wenn zwischen Vertragsschluss und vereinbartem 
Liefertermin mehr als vier Monate liegen. Ändern sich danach bis zur Lieferung die Löhne oder die Materialkos-
ten, so ist der Verkäufer berechtigt, den Preis angemessen entsprechend den Kostensteigerungen oder Kosten-
senkungen zu ändern. Der Kunde ist zum Rücktritt berechtigt, wenn eine Preiserhöhung den Anstieg der allge-
meinen Lebenshaltungskosten zwischen Bestellung und Lieferung mehr als unerheblich übersteigt. 

Ist der Kunde Unternehmer, gilt der vereinbarte Preis. Hat sich der Preis zum Zeitpunkt der Leistungserbringung 
durch eine Änderung des Marktpreises oder durch Erhöhung der von in die Leistungserbringung einbezogenen 
Dritten verlangten Entgelte erhöht, gilt der höhere Preis. Liegt dieser 20 % oder mehr über dem vereinbarten 
Preis, hat Unternehmer das Recht, vom Vertrag zurückzutreten. Dieses Recht muss unverzüglich nach Mitteilung 
des erhöhten Preises geltend gemacht werden. 
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6. Erfüllungsort, Lieferzeit und Gefahrübergang 

Sofern nicht anders vereinbart, erfolgt die Lieferung ab dem Lager des Verkäufers an die vom Kunden angege-
bene Lieferadresse. Angaben über die Lieferfrist sind unverbindlich, soweit nicht ausnahmsweise der Liefertermin 
verbindlich zugesagt wurde. 

Soweit eine Lieferung an den Kunden nicht möglich ist, etwa weil der Kunde nicht unter der von ihm angegebe-
nen Lieferadresse angetroffen wird, obwohl der Lieferzeitpunkt dem Kunden mit angemessener Frist angekündigt 
wurde, trägt der Kunde die Kosten für die erfolglose Anlieferung. 

Erfüllungsort für Warenlieferungen zwischen Unternehmern ist der Sitz des Verkäufers. 

Bei Verbrauchern geht die Gefahr des zufälligen Untergangs und der zufälligen Verschlechterung der verkauften 
Ware auch beim Versendungskauf mit Übergabe der Ware auf den Verbraucher über. 

Bei Unternehmern geht die Gefahr des zufälligen Untergangs und der zufälligen Verschlechterung der Ware mit 
der Übergabe, beim Versendungskauf mit der Auslieferung der Ware an den Spediteur, den Frachtführer oder der 
sonst zur Ausführung der Versendung bestimmten Person oder Anstalt auf den Unternehmer über. 

Der Übergabe steht es gleich, wenn der Kunde mit der Annahme in Verzug ist. 

7. Eigentumsvorbehalt 

Die gelieferte Ware bleibt bis zur vollständigen Bezahlung im Eigentum des Verkäufers. 

8. Sachmängel, Verjährung 

Ist der Kunde Verbraucher, hat er bei Vorliegen eines Mangels die Wahl, ob die Nacherfüllung durch Nachbesse-
rung der Ersatzlieferung erfolgen soll. Der Verkäufer ist berechtigt, die Art der gewählten Nacherfüllung zu ver-
weigern, wenn sie nur mit unverhältnismäßigen Kosten möglich ist und die andere Art der Nacherfüllung ohne 
erhebliche Nachteile für den Verbraucher bleibt. 

Bei Unternehmern leistet der Verkäufer für Mängel der Ware oder Werkleistung zunächst nach eigener Wahl 
Gewähr durch Nachbesserung oder Ersatzlieferung. 

Schlägt die Nacherfüllung fehl, kann der Kunde grundsätzlich nach seiner Wahl Herabsetzung der Vergütung 
(Minderung) oder Rückgängigmachung des Vertrags (Rücktritt) sowie Schadenersatz verlangen. Für Schäden 
und vergebliche Aufwendungen, die dem Kunden durch Mängel der Ware oder Werkleistung entstehen, gelten 
die Haftungsbeschränkungen nach Ziffer 9. 

Verbraucher haben dem Verkäufer offensichtliche Mängel der Ware innerhalb von 2 Monaten nach Empfang 
schriftlich anzuzeigen; andernfalls ist die Geltendmachung des Gewährleistungsanspruchs ausgeschlossen. 

Unternehmer müssen die gelieferte Ware unverzüglich auf Qualitäts- und Mengenabweichungen untersuchen 
und dem Verkäufer erkennbare Mängel innerhalb einer Frist von einer Woche ab Empfang der Ware schriftlich 
anzeigen; andernfalls ist die Geltendmachung des Gewährleistungsanspruchs ausgeschlossen. Verdeckte Män-
gel sind dem Verkäufer innerhalb einer Frist von einer Woche ab Entdeckung schriftlich anzuzeigen. Zur Frist-
wahrung genügt die rechtzeitige Absendung. Den Unternehmer trifft die volle Beweislast für sämtliche An-
spruchsvoraussetzungen, insbesondere für den Mangel selbst, für den Zeitpunkt der Feststellung des Mangels 
und für die Rechtzeitigkeit der Mängelrüge. 

Ansprüche wegen Sachmängeln (einschließlich Schadensersatz) verjähren gegenüber Verbrauchern zwei Jahre 
ab Ablieferung der Ware, gegenüber Unternehmer ein Jahr nach Ablieferung der Ware. 

Mängelansprüche für Sachmängel an Waren oder Werkleistungen erstrecken sich nicht auf Fehlfunktionen der 
Ware, die nach deren Lieferung auf falscher Behandlung durch den Kunden oder Dritte, v.a. auf einer nach der 
Produktinformation nicht vorgesehenen Anwendung oder unsachgemäßer Aufbewahrung beruhen oder die Folge 
von natürlicher Abnutzung sind. 

Der Verkäufer gibt gegenüber dem Kunden keine Garantien im Rechtssinne ab. Herstellergarantien bleiben hier-
von unberührt. 

9. Sonstige Haftung 

Der Verkäufer haftet für Schäden gleich aus welchem Rechtsgrund nur, wenn diese durch Vorsatz oder grobe 
Fahrlässigkeit oder die schuldhafte Verletzung einer Vertragspflicht verursacht werden, deren Erfüllung die ord-
nungsgemäße Durchführung des Vertrags überhaupt erst ermöglicht und auf deren Einhaltung der Vertragspart-
ner regelmäßig vertrauen darf. Im Falle von einfacher Fahrlässigkeit ist die Haftung auf den vertragstypischen, 
vorhersehbaren Schaden begrenzt. 

Die vorgenannten Haftungsbegrenzungen und -ausschlüsse gelten nicht für Schäden aus einer vom Verkäufer zu 
vertretenden Verletzung des Lebens, des Körpers oder der Gesundheit sowie für die Haftung aus Garantien und 
nach dem Produkthaftungsgesetz. 

10. Datenschutz 

Der Verkäufer erhebt im Rahmen der Abwicklung von Verträgen Daten des Kunden. Er beachtet dabei die Vor-
schriften des Bundesdatenschutzgesetzes und Telemediengesetzes. Er erhebt und verarbeitet Nutzungsdaten 
des Kunden nur, soweit dies für die Abwicklung des Vertragsverhältnisses erforderlich ist. 

11. Gerichtsstand, Rechtswahl, Salvatorische Klausel 

Die vertraglichen Beziehungen der Parteien unterliegen deutschem Recht. 

Gerichtsstand für Streitigkeiten aus oder im Zusammenhang mit diesem Vertrag ist der Sitz des Verkäufers. 

Sollten einzelne Bestimmungen dieses Vertrages ganz oder teilweise unwirksam sein, berührt dies die Wirksam-
keit des Vertrages im Übrigen nicht, es sei denn, das Festhalten am Vertrag stellt auch unter Berücksichtigung 
der ergänzend angewandten gesetzlichen Vorschriften eine unzumutbare Härte dar. 


